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Der Endlager-Schwindel
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Von Daniel Wetzel
Wirtschaftsredakteur

Im Forschungszentrum Jülich lagern Castorenbehälter: Solange es kein Endlager gibt, müssen
Zwischenlager den Müll aufnehmen

Quelle: pa/Andreas Endermann/dpa

Bis zum Jahr 2114 dürfe es dauern, bis Deutschland endlich über ein Endlager für

seinen strahlenden Müll verfügen wird. Der gigantische Aufwand soll

größtmögliche Sicherheit gewährleisten. Doch stattdessen schafft er

zusätzliche Risiken – und verbaut die Zukunft.
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A rmin Grunwald war das Unbehagen anzusehen. Das von ihm als Ko-

Vorsitzender geleitete „Nationale Begleitgremium“ (NBG) hatte den Auftrag,

die Suche nach dem bestmöglichen Standort für ein deutsches Atomendlager

(/wirtschaft/article245069972/Atommuell-Bundestag-will-trotz-

Zielverfehlung-am-Endlager-Suchgesetz-festhalten.html) „vermittelnd und

unabhängig“ zu begleiten. Aufgabe des Bürgerforums sollte es sein, „Vertrauen“ in

die Endlagersuche zu ermöglichen.

So steht es im Standortauswahlgesetz, kurz StandAG. Doch das mit Bürgern und

„anerkannten Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens“ besetzte Gremium hatte

versagt. Das ließ sich am 9. Dezember 2022 nicht mehr wegdiskutieren. „Viele haben

das Vertrauen verloren“, gab Grunwald auf der 69. Sitzung des NBG zu.

An diesem Tag hatte die Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE) Grunwalds

Gremium darüber informiert, dass die gesetzlichen Bestimmungen der

Endlagersuche in einem wichtigen Punkt nicht mehr erfüllt werden können. Die laut

Paragraf 1 StandAG anzustrebende Auswahl eines Endlagerstandorts im Jahr 2031

müsse man nun leider als unrealistisch ansehen.

Die Suche werde wohl länger dauern. Nicht zwei oder drei Jahre, eher so 30 oder 40.

Es könnten aber, das zeichnet sich jetzt ab, auch 50 Jahre oder mehr werden. Und

dann ist nur der Standort gefunden, darauf folgen Jahrzehnte für Planung,

Genehmigungen, Bau. Bis das Lager in Betrieb geht, dürften fast 100 Jahre vergehen.

„2031 ist in weite Ferne gerückt, auf einmal kursieren Jahreszahlen einer ganz

anderen Dimension“, klagte Grunwald, der auch Leiter des Büros für Technikfolgen-

Abschätzung beim Deutschen Bundestag ist. „Das hat viele Menschen erschreckt,

besonders fühlt sich mancher Sorgenträger an Zwischenlagerstandorten

(/politik/deutschland/plus244782508/AKW-Aus-mit-maximaler-Geschwindigkeit-

aber-Schneckentempo-beim-Atommuell.html) bestätigt.“ Wenn jetzt auf einmal
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Zahlen kursierten, „die bis in die 60er-Jahre hineinreichen, fragen sich viele: Was soll

man denn da noch glauben, wem soll man denn da noch vertrauen?“

Grunwald stellt die richtigen Fragen. Das Endlagerproblem ist neben der

Betriebssicherheit eines von zwei zentralen Argumenten gegen die Nutzung der

Kernenergie hierzulande. Doch anders als in praktisch jedem anderen Land der Welt

blockiert dieses Problem in Deutschland die Entwicklung weiterführender

technologischer Optionen.

Zukunftsoptionen werden blockiert

Es geht nicht nur um den Vorschlag des bayerischen Ministerpräsidenten Markus

Söder (/politik/deutschland/article244842538/Kernkraft-Spott-ueber-

Soeders-Atom-Sonderweg.html) (CSU), angesichts einer prekärer werdenden

Energieversorgung im Freistaat den Reaktor Isar 2 weiterzubetreiben. Die FDP

fordert, die deutschen Atommeiler sicherheitshalber nur einzumotten statt

abzureißen. Vor allem aber werden Zukunftsoptionen blockiert.

Die Diskussion um eine womöglich sinnvolle Entwicklung von inhärent sicheren

und abfallarmen Kleinstreaktoren oder Kernkraftwerken der vierten Generation

bricht regelmäßig in deutschen Talkshows und oft auch an Stamm- und

Küchentischen mit dem Totschlagargument ab: „Es gibt ja kein Endlager.“

Warum noch keines gefunden ist, wird dabei in der Regel nicht debattiert. Ebenso

wenig die Möglichkeit, dass die Deutschen nur deshalb über kein Endlager verfügen,

weil es ihnen aufgrund politischer Partikularinteressen aktiv vorenthalten wird.

2009 hatten sich in einer Umfrage des Meinungsforschungsinstitut Emnid 61

Prozent der Bürger für eine weitere Nutzung der Kernenergie ausgesprochen, wenn

das Problem der Endlagerung für hochradioaktive Abfälle gelöst werde.
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Für die politisch vor allem bei den Grünen organisierten Atomkraftgegner musste

deshalb die Offenhaltung dieser Frage ein Kernanliegen sein. Sie hatten Erfolg. Alle

großen Parteien, einschließlich der CDU, wollten sich in Wahlen stets eine Koalition

mit den Grünen als Machtoption offenhalten.

Daher nahmen sie hin, dass der politisch ausgewählte und technisch womöglich

geeignete Endlagerstandort Gorleben in einer auch unter Wissenschaftlern

umstrittenen „Abwägungsentscheidung“ aus dem Suchprozess gestrichen wurde.

Der Rahmenzeitplan der Bundesgesellschaft für Endlagerung bestätigt heute der

Größenordnung nach frühe Warnungen aus der sogenannten Endlagerkommission,

wonach die Standortsuche realistischerweise nicht vor 2079 abgeschlossen sein

werde. Nach Berechnungen des Kommissionsmitglieds und Physikers Bruno

Thomauske ist mit der unterirdischen Verwahrung der Atomabfälle erst um das Jahr

2114 herum zu rechnen.

Als die Bundesregierung die Suche 2017 neu aufsetzte, hatte Armin Grunwalds

Vorgänger im Nationalen Begleitgremium, der frühere Bundesumweltminister Klaus

Töpfer (CDU), noch an das Zieldatum 2031 geglaubt: Wenn es in dem Jahr nicht

klappe, wäre er aber auch mit 2038 zufrieden, gestand er bei einer Feierstunde im

Bundesumweltministerium ein: „Dann bin ich 100.“

Schon damals hatten Fachleute der Endlagerkommission Zweifel an der Zeitvorgabe

2031. „Dennoch fand diese Zahl ihren Weg in das Gesetz“, klagte der Töpfer-

Nachfolger Grunwald nun. Hier irrt der Professor allerdings: Die grob irreführende

Zahl hatte nicht „ihren Weg in das Gesetz gefunden“, vielmehr hatten Politiker sie

dort hineingeschrieben. Warnungen der Endlagerkommission, zu der am Karlsruher

Institut für Technologie lehrende Grunwald damals selbst gehörte, wurden in den

Wind geschlagen. An den Folgen werden die Bürger nahe der 16 deutschen

Zwischenlager noch drei Generationen lang zu tragen haben. Denn dort wird der

strahlende Abfall so lange in oberirdischen Hallen verwahrt.
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Dass das laut Gesetz anzustrebende Datum 2031 um Jahrzehnte überschritten wird,

hat ernste Konsequenzen. Thomauske, einst Abteilungsleiter im Bundesamt für

Strahlenschutz, dann Kernkraft-Chef beim Energiekonzern Vattenfall und

schließlich unabhängiger Wissenschaftler in der Endlagerkommission, hat die

Folgen in einem noch unveröffentlichten Beitrag der internationalen

kerntechnischen Fachzeitschrift „atw“ aufgelistet.

So dürfte ein rund 100 Jahre dauernder Prozess bis zum Einschluss des Mülls die

öffentliche Akzeptanz verlieren, insbesondere weil dies „so offenkundig jegliche

Vorstellung von Generationengerechtigkeit verlässt“, wie der Forscher schreibt. Das

Bundesverfassungsgericht hatte die Bedeutung von „Generationengerechtigkeit“

jüngst in seinem Beschluss zum Klimaschutz herausgehoben.

Der endlose Prozess ignoriert diverse Risiken

Rechtsschutz gibt es ohnehin nur noch in Verfahrensfragen: Eine vollumfängliche

gerichtliche Prüfung der Endlagerwahl ist erst nach der letzten behördlichen

Genehmigung, also frühestens in rund 80 Jahren möglich.

Fraglich geworden sei auch die Sicherheit der Zwischenlager „über die sehr viel

längeren Zeiträume und gegebenenfalls unter Einschluss möglicher terroristischer

Auseinandersetzungen in neuer Qualität“, warnt der Wissenschaftler. Die für

Strahlenschutz zuständige Bundesumweltministerin Steffi Lemke (Grüne) hatte den

Ausstieg aus der Atomkraft zuletzt auch mit Kriegsgefahren begründet. Der endlose

Endlagersuchprozess ignoriert dieses Risiko jedoch.

Dazu kommen finanzielle Belastungen. Die Kosten der Zwischen- und Endlagerung

hatten die Verbraucher in den vergangenen Jahrzehnten bereits mit ihrer

Stromrechnung bezahlt. Die Summe von rund 23 Milliarden Euro wird von einem

Fonds im Auftrag des Bundes verwaltet und galt nach Einschätzung von

Wirtschaftsprüfern bislang stets als ausreichend. Mit dem Kollaps der Zeitplanung
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scheint nun sicher, dass der Steuerzahler Geld nachschießen muss.

Teuer könnte es überdies werden, weil laut Gesetz jeder potenzielle Endlager-

Standort gesichert werden muss und daher jede Nutzung des tieferen Untergrunds

– sei es für die Gasförderung oder die Erdwärme-Nutzung – genehmigungspflichtig

ist. Da bis dato noch 54 Prozent der Fläche Deutschlands für ein Atomendlager

infrage kommen, mussten Bundes- und Landesbehörden schon mehr als 7500

Anfragen darauf hin prüfen, ob die Bohrung einen künftigen Endlagerstandort

zerstören würde. Gerade in Süddeutschland, das im Zuge der Energiewende sehr auf

Geothermie setzt, ist dies ein enormer bürokratischer Aufwand und ein

Nutzungsrisiko.

Eine der wenigen Möglichkeiten, die Suche zu beschleunigen, liegt für den

Atomexperten Thomauske darin, einen deutschen Sonderweg zu beenden: Während

alle anderen Staaten lediglich einen „geeigneten“ Endlagerstandort suchen, beharrt

die Bundesrepublik darauf, den „bestmöglichen“ zu finden. Das bedeutet, viele

Standorte gleichzeitig auszuwählen, anzubohren, zu bewerten und zu vergleichen.

„Dabei ist die Frage bislang nicht beantwortet, ob dieser Anspruch nicht auf eine

unmögliche Leistung gerichtet ist“, sagt er. Schließlich gebe es keine

objektivierbaren Kriterien, nach denen sich die sehr unterschiedlichen Endlager-

Optionen in Salz- und Granitgestein sowie Ton gerichtsfest vergleichen ließen. „Im

Ergebnis lässt sich bereits nach fünf Jahren Standortsuche feststellen, dass

sämtliche Ziele verfehlt werden“, lautet das Fazit Thomauskes. „Das Verfahren muss

in dieser Form als gescheitert bewertet werden.“

„Alles auf Aktien“ ist der tägliche Börsen-Shot aus der WELT-

Wirtschaftsredaktion. Jeden Morgen ab 5 Uhr mit den Finanzjournalisten von

WELT. Für Börsen-Kenner und Einsteiger. Abonnieren Sie den Podcast bei Spotify

(https://eur01.safelinks.protection.outlook.com/?
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url=https%3A%2F%2Fopen.spotify.com%2Fepisode%2F4q4vQu3aepCjQaRoE4wLQL&data=04%7C01%7CDaniel.Mandler%40welt.de%7Cf6ad3a5d88c34f9cb03908d8c1426955%7Ca1e7a36c6a4847689d653f679c0f3b12%7C0%7C0%7C637471838259416658%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0%3D%7C1000&sdata=wr0waaNhKbGzt0xllPbsleU%2BMM4DnrAW7GaIfoSEu1s%3D&reserved=0)

Apple Podcast (https://eur01.safelinks.protection.outlook.com/?

url=https%3A%2F%2Fpodcasts.apple.com%2Fde%2Fpodcast%2Falles-auf-

aktien%2Fid1549709271&data=04%7C01%7CDaniel.Mandler%40welt.de%7Cf6ad3a5d88c34f9cb03908d8c1426955%7Ca1e7a36c6a4847689d653f679c0f3b12%7C0%7C0%7C637471838259426651%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0%3D%7C1000&sdata=1lwHQuloo%2FHQmpsDOdTUZnq1600fHuICcyotEl0RP6Y%3D&reserved=0)

Amazon Music (https://eur01.safelinks.protection.outlook.com/?

url=https%3A%2F%2Fmusic.amazon.de%2Fpodcasts%2Fdf7f5b86-fe30-4754-bca8-

ded5c7b904a3%2FAlles-auf-

Aktien&data=04%7C01%7CDaniel.Mandler%40welt.de%7Cf6ad3a5d88c34f9cb03908d8c1426955%7Ca1e7a36c6a4847689d653f679c0f3b12%7C0%7C0%7C637471838259426651%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0%3D%7C1000&sdata=1liNLyCM20Yb0hWPRWzTWIrUSUv%2FC%2FUnByBxAcwCTKE%3D&reserved=0)

und Deezer (https://eur01.safelinks.protection.outlook.com/?

url=https%3A%2F%2Fwww.deezer.com%2Fus%2Fshow%2F2196062&data=04%7C01%7CDaniel.Mandler%40welt.de%7Cf6ad3a5d88c34f9cb03908d8c1426955%7Ca1e7a36c6a4847689d653f679c0f3b12%7C0%7C0%7C637471838259436647%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0%3D%7C1000&sdata=hL1fFudcPGfl0Jdd4Z8OLsdRKfUiA9Yk0iafvOFUa5I%3D&reserved=0)

Oder direkt per RSS-Feed (https://eur01.safelinks.protection.outlook.com/?

url=https%3A%2F%2Fallesaufaktien.podigee.io%2F&data=04%7C01%7CDaniel.Mandler%40welt.de%7Cf6ad3a5d88c34f9cb03908d8c1426955%7Ca1e7a36c6a4847689d653f679c0f3b12%7C0%7C0%7C637471838259446639%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0%3D%7C1000&sdata=AASxpFVyGxgsipSnATGoyNayvkOdcsZPnBzDzzqQKKs%3D&reserved=0)

Die WELT als ePaper: Die vollständige Ausgabe steht Ihnen bereits am Vorabend zur Verfügung
– so sind Sie immer hochaktuell informiert. Weitere Informationen: http://epaper.welt.de

Der Kurz-Link dieses Artikels lautet: https://www.welt.de/245077438
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